ANFORDERUNGEN AN
DIE VERKEHRSPOLITIK
IN BERLIN

Positionen der Eisenbahn- und
Verkehrsgewerkschaft

=V

kommt an.



Die Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft fordert von der Politik ein klares Bekenntnis
zu Bus und Bahn als wichtigen Saulen der Daseinsvorsorge und energiesparenden
Verkehrstrigern in einem kiinftig klimaneutralen Verkehrssystem.

In die Zustindigkeit der Linder fallen insbesondere der Offentliche Personennahverkehr
(OPNV) und der Schienenpersonennahverkehr (SPNV). Dariiber hinaus sollten die Linder
auch bei der Férderung des Schienengiiterverkehrs und bei der Fachkriftegewinnung
eine aktive Rolle iibernehmen.

Zu folgenden Themen richtet die EVG konkrete Forderungen an das Land Berlin:
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VORWORT

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
sehr geehrte Damen und Herren,

Verkehrspolitik ist mehr als ein Politiksegment. Verkehrspolitik ist Daseinsvorsorge, Klima-
schutz, Beschaftigungssicherung und Vieles mehr. Verkehrspolitik begegnet uns taglich,
spatestens, wenn wir das Haus verlassen. Verkehrspolitik zu gestalten ist nicht nur Aufgabe
der gewahlten Volksvertreter.innen. Auch wir, die Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft,
sehen eine unserer zentralen Herausforderungen und Aufgaben eben genau in diesem
Bereich. Denn unsere Arbeit wird nicht zuletzt durch Entscheidungen bestimmt, die in der
Verkehrspolitik getroffen werden.

Unsere Kolleginnen und Kollegen des Arbeitskreises Verkehr haben deshalb dieses
Forderungspapier erarbeitet. Es richtet sich an den aktuellen und klinftigen Berliner Senat.
Wir wollen eine moderne Verkehrspolitik, die den Anforderungen der Menschen in jeder
Hinsicht gerecht wird. Dabei geht es nattirlich auch um den umweltfreundlichsten Ver-
kehrstrager - die Schiene. Es geht um Menschen und um Guter. Aber wir sehen die Heraus-
forderungen ganzheitlich. Es geht deshalb vor allem auch um die Absicherung unserer
Kolleginnen und Kollegen. Ohne verntinftige Strukturen, ohne rote Linien, ohne Abfederung
maoglicher Harten, ist eine zukunftsfahige Verkehrspolitik Makulatur. Wir haben gesehen,
welche Verwerfungen die Ausschreibung von Teilen der S-Bahn in den zurickliegenden
Jahren mit sich gebracht hat. Das undurchsichtige und teils dilettantisch gestalte Aus-
schreibungsverfahren hat Arbeitsplatze und die Zukunft des Betriebs gefahrdet. Es sollte
allen Beteiligten Mahnung fiir die Zukunft sein.

Eine moderne Verkehrspolitik dient der Umwelt und schafft und sichert Arbeitsplatze.
Deshalb mtssen wir alles daransetzen, dass genau dieser Geist in den Képfen der
Verantwortlichen vorherrscht. Das vorliegende Forderungspapier unserer EVG Berlin kann
und muss daflr ein Leitfaden sein. Ich danke allen Kolleginnen und Kollegen, die daran
mitgewirkt haben. Lasst es uns als Grundlage flir die Arbeit der kommmenden Jahre nehmen.
Lasst uns gemeinsam flr unsere Ideen streiten.

Ich freue mich auf Eure und lhre Unterstlitzung und danke herzlich den Erstellern dieses
Papiers.

Michael Bartl
Landesvorsitzender
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1. TARIFTREUE UND VERGABE

Busse und Bahnen werden tiglich von Millionen Menschen in Deutschland genutzt

und sind zentrale Bestandteile der Daseinsvorsorge. Damit der 6ffentliche Nah-

und Regionalverkehr seine Rolle auch kiinftig zuverlissig erfiillen kann, muss er attrak-
tiv, verlasslich und sozial abgesichert sein - fiir Fahrgiste wie fiir die Beschiftigten.
Entscheidend dafiir sind faire Vergaberegeln, denn sie bestimmen Arbeitsbedingungen,
Beschiftigungssicherheit und die Qualitit der Verkehrsangebote.

Tariftreue- und Vergabegesetz

Die EVG fordert auf Landesebene einen fairen
Ausschreibungswettbewerb, der nicht zulasten der
Beschaftigten oder der Qualitat des Verkehrs-
angebots geflihrt wird. In der Praxis zeigt sich immer
wieder, dass Ausschreibungen ohne verbindliche
soziale Standards zu Lohndruck, Personalabbau und
Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen fuhren.
Dies wiederum gefahrdet die Zuverlassigkeit der
Verkehre und verscharft den Fachkraftemangel.

Die Bundeslander haben die Mdglichkeit und die
Verantwortung, Uber Tariftreue- und Vergabegesetze
verbindliche soziale Leitplanken zu setzen. Dazu
gehoren insbesondere:

» der verpflichtende Personalliibergang zu
bestehenden Arbeits- und Sozialbedingungen,

» die Anwendung reprasentativer Tarifvertrage,
» verbindliche Ausbildungsquoten,

» sowie wirksame Kontroll- und Sanktions-
mechanismen.
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Diese Regelungen sollten nach dem Vorbild von
Rheinland-Pfalz umfassend gesetzlich verankert
werden. Dort ist der Personaltibergang bei Betreiber-
wechseln im Landestariftreuegesetz als verbindliche
Muss-Vorschrift geregelt. Das sorgt fur Planungs-
sicherheit, schitzt Beschaftigte und verhindert, dass
Ausschreibungen lGber Lohn- und Sozialdumping
entschieden werden:

LAufgabentrager haben (..) Auftragnehmer

auf der Grundlage von Artikel 4 Abs. 5 der
Verordnung (EG) Nr.1370/2007 dazu zu ver-
pflichten, den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern, die zuvor zur Erbringung der Dienste
eingestellt wurden, ein Angebot zur Ubernahme
zu den bisherigen Arbeitsbedingungen zu
unterbreiten.”



Personaliibergang und Schutz der Arbeitsbedingungen

In jedem Vergabeverfahren muss verbindlich fest-
gelegt werden, dass neue Betreiber allen Be-
schéftigten ein Ubernahmeangebot unterbreiten.
Betreiberwechsel kommen im Ausschreibungs-
wettbewerb regelmagig vor und sind kein Ausnahme-
fall. Ohne klare Regeln flhren sie zu Unsicherheit und
Zukunftsangst fur die Beschaftigten.

AuBerdem mussen flr alle Beschaftigten beim
neuen Betreiber mindestens gleichwertige Arbeits-
bedingungen gelten. Dies betrifft insbesondere:

» Entgelt einschlieBlich Zulagen,
» Arbeitszeit und Urlaubsanspruch,
» betriebliche Altersvorsorge,

» tarifliche Zusatzleistungen.

Betriebsbedingte Klindigungen miuissen flr die ge-
samte Laufzeit des Verkehrsvertrags ausgeschlossen
sein. Andernfalls wurde der Personallibergang ins
Leere laufen. Ebenso darf keine erneute Probezeit
verlangt werden.

Diese Regelungen mussen fur alle Tatigkeitsbereiche
gelten - etwa Fahrdienst, Zugbegleitdienst, Instand-
haltung, Vertrieb, Kundenservice, Disposition und
Reinigung. Betreiberwechsel betreffen immer ganze
Betriebe und durfen nicht dazu fuhren, dass einzelne
Berufsgruppen schlechter gestellt oder ausgegrenzt
werden.

Auch Auszubildende und dual Studierende mussen
vollstandig einbezogen werden. Ein Betreiber-
wechsel darf nicht zu Ausbildungsabbriichen,
Verzégerungen oder einer Verschlechterung der
sozialen Absicherung fuhren.

Ziel ist eine sichere berufliche Perspektive fur alle
Beschaftigten - ohne Angst vor Arbeitsplatzverlust,
EinkommenseinbufBen oder erzwungenem Wohnort-
wechsel.

Tariftreue flr faire Wettbewerbsbedingungen

Verkehrsvertrage durfen nur an Unternehmen
vergeben werden, die sich verpflichten, ihren Be-
schaftigten mindestens die Bedingungen eines
einschlagigen, reprasentativen Tarifvertrags einer
tariffahigen Gewerkschaft zu gewahren.

Bei der Aufnahme eines Tarifvertrags in die Liste der
reprasentativen Tarifvertrage haben sich in nahezu
allen anderen Bundeslandern Tariftreuebeirate
bewahrt, die sich paritatisch aus Vertreter:innen

der Tarifvertragsparteien zusammensetzen. Eine
Entscheidung nach ,billigem Ermessen” durch den
Aufgabentrager, wie sie derzeit § 10 des Berliner
Ausschreibungs- und Vergabegesetzes (BerlAVG)
vorsieht, ist aus unserer Sicht nicht zielfiihrend. Das
BerlAVG sollte entsprechend angepasst werden.

Anderungen dieses Tarifvertrags miissen Uber-
nommen werden und die Regelungen mussen auch
bei landertbergreifenden Verkehrsdiensten gelten.
Tariftreue sorgt dafiir, dass Wettbewerb nicht Gber
niedrige L6hne, sondern Uber Qualitat, Zuverlassig-
keit und Innovationsfahigkeit stattfindet.

Ubernimmt ein Betreiber Verkehrsleistungen

von einem Unternehmen mit besseren Arbeits-
bedingungen als im reprasentativen Tarifvertrag,
muss der Aufgabetrager den neuen Betreiber
verpflichten, diese mindestens zu erhalten. Andern-
falls wiirden Betreiberwechsel systematisch zur
Absenkung von Standards genutzt.

Diese Vorgabe verpflichtet auch nicht tarif-
gebundene Unternehmen und starkt die Tarifauto-
nomie. Unrealistische Angebote, etwa durch Un-
kenntnis des deutschen Arbeits- und Tarifrechts oder
bewusste Missachtung sozialer Standards werden so

verhindert.
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Gute Arbeit und stabile Personalstrukturen

Der Einsatz von Subunternehmen sollte begrenzt,
Leiharbeit in sicherheitsrelevanten Bereichen weit-
gehend ausgeschlossen werden. Zwar kann die
Zusammenarbeit zwischen Verkehrsunternehmen
sinnvoll sein, etwa beim Fahrplanwechsel. Sie darf
jedoch nicht dazu genutzt werden, um mit Leih-
arbeit und Werkvertragen Lohndumping zu Lasten
der Beschaftigten zu betreiben.

Ausschreibungen mussen eine realistische
Personalausstattung mit ausreichenden Reserven
vorschreiben. Nur so kdnnen steigendes Verkehrs-
aufkommen, erhéhte Krankenstande oder unvorher-
gesehene Ereignisse bewaltigt werden.

Die Plausibilitatspriifung von Personalkonzepten
durch Aufgabentrager ist daher ein wichtiges Instru-
ment zur Qualitatssicherung.

Um Verkehrsangebote dauerhaft zu sichern,

mussen ausreichend Nachwuchskrafte ausgebildet
werden. Eine vom Aufgabentrager vorgeschriebene
Ausbildungsquote verhindert, dass Unternehmen
Wettbewerbsvorteile erzielen, indem sie Ausbildung
anderen Uberlassen. Die mindestens kompensie-
rende Quote muss echte Berufsausbildung umfassen
und darf sich nicht auf kurzfristige Funktionsaus-
bildungen beschranken.

Vertragslaufzeiten und Notvergaben

Haufige Betreiberwechsel bedeuten Existenz-
unsicherheit fir Beschaftigte und erschweren eine
langfristige Personalentwicklung. Die im europai-
schen Vergaberecht vorgesehenen Vertragslaufzeiten
von 15 bis 22,5 Jahren sollten daher vom Aufgaben-
trager ausgeschopft werden.

Sicherheit und Zuverlissigkeit

Zlge, Busse und Bahnhofe sind 6ffentliche Raume,
in denen sich Fahrgéaste und Mitarbeitende sicher
fuhlen mussen. Angesichts steigender Aggressionen,
korperlicher Angriffe und verbaler Bedrohungen - in-
zwischen allein bei der Deutschen Bahn tiber 3.000
Ubergriffe pro Jahr - miissen zusatzliche Leistungen
fur mehr Sicherheit in den Ausschreibungen vor-
gegeben werden. Dazu gehoéren insbesondere:

» Durchgehende Besetzung aller Ziige mit betrieb-
lich ausgebildetem und regelmagig geschultem
Zugbegleitpersonal,

» Doppelbesetzung der Zliige mit Zugbegleitper-
sonal zusatzlich zu den Triebfahrzeugflihrer:innen,

» zusatzlicher Einsatz von Sicherheitspersonal auf
Strecken mit erhéhtem Gefahrdungspotenzial.

Eisenbahnverkehrsunternehmen sollen dem Zug-
begleit- und Sicherheitspersonal den freiwilligen
Einsatz von Bodycams mit Tonaufzeichnung ermaog-
lichen. Diese wirken nachweislich deeskalierend und
erleichtern die Strafverfolgung. Zudem sollten den
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Werden Notvergaben erforderlich und liegt die Ursa-
che nicht beim bisherigen Betreiber, sollte dieser
erneut beauftragt werden. So lassen sich Unsicher-
heit fiir die Beschaftigten und Ubergangsprobleme
vermeiden. In jedem Fall mussen auch bei Not- und
Direktvergaben Tariftreue und Personallibergang
verbindlich gelten.

Beschaftigten im Fahrdienst Smartwatches mit einer
Funktion fur stillen Alarm zur Verfligung gestellt wer-
den. Auch der Personalbestand der Bundespolizei
muss deutlich aufgestockt werden.

Ziel ist es, die Sicherheit fur Beschaftigte und Fahr-
gaste in Zugen, Bussen und Verkehrsstationen splir-
bar zu erhéhen. Dazu gehért auch eine bundesweite
Datenbank aller gemeldeten Ubergriffe im Bus- und
Bahnverkehr, um Problembereiche frihzeitig zu
erkennen und gezielt zusatzliches Personal einzu-
setzen.

Jeder verbale oder kérpetrliche Ubergriff ist eine
Straftat und muss konsequent verfolgt werden. Die
Einrichtung spezialisierter Sonderdezernate hat sich
hierflr als geeignet erwiesen. Ein entsprechendes
Modell besteht bereits bei der Staatsanwaltschaft
Dusseldorf. Diese Entwicklung begrtiBen wir und
setzen uns gemeinsam mit den DGB-Bezirken daftir
ein, solche Strukturen bundesweit zu etablieren.
Zudem muss durch eine Strafrechtsverscharfung der
strafrechtliche Schutz erhéht werden.



Kontrolle und Beschiftigteninformation

Vorgaben wie etwa zur Tariftreue, zum Sub-Unter-
nehmer-Verbot sowie zu Leiharbeit, Besetzungsgrad
und Ausbildung mussen regelmaBig kontrolliert und
Verst6Be sanktioniert werden. Denn ohne Kontrolle
kann der Schutz der Beschaftigten unterlaufen
werden und ehrliche Bieter werden benachteiligt.
Das Vergaberecht (GWB und BerlAVG) bietet ent-
sprechende Maoglichkeiten, bis hin zur Klindigung
des Vertrages und zum Ausschluss des Bieters von
kinftigen Verfahren.

Alt- und Neu-Betreiber missen verpflichtet wer-
den, die Beschaftigten frihzeitig und umfassend

Uber die Ablaufe und Rechte im Vergabeverfahren
zu informieren. Die EVG und der Betriebsrat des
Alt-Betreibers sollten regelmaBig schon in der
Definitionsphase des Vergabeverfahrens vom Auf-
gabentrager konsultiert werden. Dadurch kénnen die
Fachkenntnis, die Interessen der Beschaftigten und
die Besonderheiten des betroffenen Liniennetzes be-
ricksichtigt werden. Zwischen dem Aufgabentrager
und dem EVG-Landesverband sollten regelmaBige
Gesprache zur Vergabepolitik stattfinden und die
EVG sollte in Gremien (Beirate, Aufsichtsrate etc.) ein-
bezogen werden. So kann der Dialog zwischen Ge-
werkschaft und Aufgabentrager intensiviert werden.

Freifahrtregelungen fiir Beschiftigte

Wir fordern, dass das Land Berlin den Eisenbahn-
verkehrsunternehmen (EVU) im SPNV vorgibt,
Beschaftigten kostenlose Fahrten auf dem Arbeits-
weg sowie bei Gastfahrten zu ermoéglichen. SPNV-
Vergaben sollten mindestens Freifahrtregelungen
vorsehen, die auch Beschaftigte anderer EVU
einbeziehen; weitergehende tarifliche Regelungen
mussen moglich bleiben. Friher waren Freifahrten
selbstverstandlich und starkten die Attraktivitat der
Branche. Seit der Bahnreform ist jedoch ein Flicken-
teppich entstanden, meist gelten Freifahrten nur
noch unternehmensintern.

Teilweise untersagen Aufgabentrager Freifahrten flr
Beschaftigte anderer Unternehmen ausdrucklich.
Auf Strecken mit mehreren Betreibern konnen daher
manche Zlige genutzt werden, andere nicht. Bei-
spiele wie Baden-Wilrttemberg zeigen, dass Uber-
greifende Regelungen moglich sind.

Freifahrten verursachen kaum Mehraufwand, er-
hoéhen aber die Attraktivitat der Branche deutlich.
Wir fordern daher:

» landesweite, einheitliche Freifahrtregelungen im
SPNV,

» Einbeziehung von Beschaftigten aller EVU,

» Sicherung weitergehender tariflicher Regelungen.
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Keine Trennung von Betrieb, Vertrieb und Instandhaltung

Mit Sorge beobachten wir den Trend zur Trennung
von Betrieb, Vertrieb und Instandhaltung im SPNV.
Solche Doppelstrukturen verursachen zusatzliche
Kosten und flihren haufig zu Problemen an den
Schnittstellen zwischen verschiedenen Betreibern.
Dies beeintrachtigt die Zuverlassigkeit und erschwert
es, nach Stérungen schnell zum fahrplanmagigen
Betrieb zurlickzukehren. Grundsatzlich gilt: Je
weniger Schnittstellen, desto stabiler und sicherer
der Betrieb.

Die EVG fordert daher Ausschreibungen, die integ-
rierte und leistungsfahige Betriebsstrukturen sichern.
Dazu gehdéren insbesondere:

» Vermeidung einer Trennung von Betrieb, Vertrieb
und Instandhaltung,

» betriebsnahe Fahrzeuginstandhaltung grundsatz-
lich durch das betreibende EVU,

» Erhalt der Instandhaltungswerke in Berlin, auch
im Zuge der Umstellung auf elektrische und alter-
native Antriebe,

» verpflichtende Einbeziehung bestehender Werk-
statten bei Ausschreibungen.

Kritisch sehen wir die Kopplung des Nahverkehrsver-
triebs an Verkehrsvertrage, wenn Auswirkungen auf
den stationaren Verkauf und den Fernverkehr unbe-
riicksichtigt bleiben. Dadurch gehen tarifgebundene
Arbeitsplatze verloren und qualifizierte Beratung
wird abgebaut.

Ein Wegfall des personenbedienten Verkaufs er-
schwert zudem den Zugang zu Fahrkarten. Die
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Situation verscharft sich, wenn gleichzeitig der Fahr-
kartenverkauf im Zug eingeschrankt und Reisende
auf den Onlinevertrieb verwiesen werden. Spontanes
Reisen wird dadurch erschwert, und Fahrgaste ris-
kieren trotz ehrlicher Absicht erhéhte Beforderungs-
entgelte.

Wir fordern deshalb:

» Beauftragung von DB Vertrieb mit dem Verkauf
von Nahverkehrstickets an allen Bahnhofen mit
regelmagiigem Fernverkehr, wo der Vertrieb nicht
Uber die S-Bahn Berlin GmbH erfolgt,

» Beibehaltung und Ausbau des Vertriebsnetzes der
S-Bahn Berlin GmbH und der DB Vertrieb GmbH,

» kundenfreundliche Regelungen, z. B. Verkauf von
Anschlussfahrscheinen und Upgrades auch im
Fernverkehr,

» keine separaten Ausschreibungen von Vertriebs-
leistungen, insbesondere keine Aufspaltung nach
Vertriebswegen,

» Sicherung von Arbeitsplatzen und Arbeits-
bedingungen bei einem Wechsel von Vertriebs-
dienstleistern.

Der personenbediente Verkauf bleibt insbesondere
im internationalen Verkehr unverzichtbar, da viele
Verbindungen nicht vollstandig online buchbar sind.
Da viele internationale Reisen im Nahverkehr begin-
nen, tragen auch die Bundeslander Verantwortung,
den Nahverkehr als Teil nationaler und inter-
nationaler Reiseketten zu verstehen und den Vertrieb
entsprechend zu gestalten. Zudem ist der personen-
bediente Verkauf barrierearm und erleichtert Men-
schen aus anderen Regionen die OPNV-Nutzung in
Berlin.




2. NAH- UND REGIONALVERKEHR

Ein guter éffentlicher Personenverkehr braucht klare Regeln, ausreichende Mittel und
verlidssliche Sozialstandards. Dafiir miissen die Kommunen in die Pflicht genommen
und zugleich unterstiitzt werden, Beschiftigte faire Arbeitsbedingungen erhalten und
Fahrgiste sich auf Angebote verlassen kénnen.

Klarstellung im Personenbeforderungsgesetz

Wir fordern eine Anderung im Personen-
beférderungsgesetz (PBefG), damit vom Aufgaben-
trager vorgegebene soziale, qualitative und 6ko-
logische Standards auch von eigenwirtschaftlichen
Antragstellern im OPNV eingehalten werden miis-
sen. Kommunen brauchen Rechtssicherheit, Fahr-
gaste ein verlassliches und qualitativ hochwertiges
Angebot, und Beschaftigte die Gewissheit, dass
Wettbewerb nicht auf ihrem Rucken durch Sozial-
dumping ausgetragen wird. Der Bundesrat hat einen
Vorschlag fur eine solche Klarstellung zum Personen-
beforderungsgesetz langst beschlossen (Bundesrat-
Drucksache 741/16 vom 10.02.17). Umgesetzt worden
ist dies jedoch bis heute nicht.

Solange keine Anderung des PBefG erfolgt, ist es
notwendig, dass Berlin in seinem Mobilitatsgesetz
festlegt, dass die Sozialvorschriften auch in den
Landesnahverkehrsplan aufgenommen werden. So
konnen die Beschaftigten im Busverkehr bei eigen-
wirtschaftlichen Antragen geschiitzt werden.

Bis 2030 braucht der gesamte OPNV 100.000 neue
Beschaftigte in verschiedenen Berufen, nur um

den Status quo zu halten. Doch wie sollen Unter-
nehmen Personal gewinnen, wenn sich Bewer-
beriinnen und Auszubildende etwa alle acht Jahre
vor Verschlechterungen ihrer Arbeitsbedingungen
oder um ihren Arbeitsplatz flrchten mussen?

Wir fordern, dass bei Auftragnehmerwechseln im
OPNV die neuen Betreiber verpflichtet werden, allen
Beschiftigten ein verbindliches Ubernahmeangebot
zu gleichen Lohn- und Arbeitsbedingungen zu

unterbreiten.
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OPNV als Pflichtaufgabe

Wir begrtiBen, dass der 6ffentliche Personennahver-
kehr in Berlin als Pflichtaufgabe im OPNV-Gesetz
festgeschrieben ist. Damit sind Leistungen des
offentlichen Nahverkehrs unabhangig von der
Zahlungsfahigkeit zu erbringen.

Deutschlandticket

Seit 2023 kdnnen Reisende ein bundesweit guiltiges
Ticket fur den 6ffentlichen Nah- und Regionalverkehr
erwerben. Wir begriiBen dieses Deutschlandticket
und setzen uns dafiir ein, dass es dauerhaft erhalten
bleibt.

Fur die Fahrgaste und vor allem fir die Beschaftigten
soll das Ticket ein Erfolg werden. Deshalb be-
obachten wir die Entwicklung - insbesondere im
Hinblick auf die Belastung des Personals - ge-
meinsam mit unseren Betriebsrat:innen.

Weil das Deutschlandticket die Nachfrage erhoht,
muss jetzt der Angebotsausbau bei Bussen und
Bahnen folgen: flachendeckend und nutzer:innen-
freundlich. Dafur reichen die Nahverkehrsmittel des

Mittelverwendung

Das Land Berlin verwendet die vom Bund bereit-
gestellten Regionalisierungsmittel fiir den gesamten
offentlichen Personennahverkehr, also auch fur
Busse, StraBen- U-Bahnen. Wir fordern, dass die
Regionalisierungsmittel vollstandig fur den SPNV
verwendet werden. Gerade bei der haufig tber-
lasteten S-Bahn sowie den Regionalbahn- und
Regionalexpresslinien besteht erheblicher Bedarf,
Kapazitaten auszubauen, Takte zu verdichten und
das Liniennetz zu erweitern.

Y
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Dabei durfen ein gréBeres Angebot und mehr Leis-
tung im offentlichen Nahverkehr nicht zu Lasten von
Léhnen und Arbeitsbedingungen der Beschéaftigten
gehen. Vielmehr muss der Nahverkehr so gestaltet
werden, dass attraktive und tarifgebundene Arbeits-
platze gesichert werden und neu entstehen. Die
Rahmenbedingungen dafir mussen im Landesnah-
verkehrsplan geschaffen werden.

Bundes nicht mehr aus, denn die Kosten sind enorm
gestiegen. Bund, Lander und Kommmunen mussen
sich jetzt auf eine umfassende Investitionsoffensive
fur den o6ffentlichen Nah- und Regionalverkehr
verstandigen - mit einer fairen Aufteilung der Kos-
ten. Dabei mussen deutlich mehr Bundesmittel fir
zusatzliche Verkehrsangebote, mehr Personal und
weitere Fahrzeuge sowie einen stabilen Preis des
Deutschlandtickets bereitgestellt werden.

Die EVG begruft, dass Berlin zusatzlich preis-
reduzierte Tickets insbesondere fur Beschaftigte,
Auszubildende, Studierende und Einkommens-
schwache finanziert. Diese sind, wie auch das
Deutschlandticket, ein wichtiger Beitrag zur sozialen
Teilhabe.




3. SCHIENENINFRASTRUKTUR

Ein leistungsfihiges Schienennetz ist die zentrale Voraussetzung fiir gleichwertige
Lebensverhiltnisse und klimafreundliche Mobilitit. Durch die Reaktivierung still-
gelegter Strecken, Elektrifizierungen und gezielten Kapazitiatsausbau kann schnell
weiteres Reisendenpotenzial erschlossen werden. Gleichzeitig wird das Netz resilienter

und der Schienenverkehr zuverlissiger.

Reaktivierung

Auch in Berlin kann der Nah- und Regionalverkehr
auf der Schiene sinnvoll erweitert werden. Daflir las-
sen sich vielerorts vorhandene Strecken schnell und
mit Uberschaubarem Aufwand reaktivieren. Die EVG
unterstutzt folgende vielversprechende Vorhaben
aus den Empfehlungen des Verbands Deutscher
Verkehrsunternehmen (VDV):

» Berlin-Schdénholz - Hennigsdorf (Kremmener
Bahn-Ferngleise)

» Berlin-Neukodlln - Berlin Baumschulenweg (Fern-
bahn)

» Abzweigstelle Berlin Stidkreuz Sud - Berlin-
Tempelhof (Tempelhofer Kurve)

» Abzweigstelle Berlin-Grunewald - Berlin-Halensee
Sudkopf

» Abzweigstelle Schénwalde (Barnim) - Berlin-Wil-

helmsruh (Stammstrecke Heidekrautbahn)

» Berlin-Spandau West - Falkenhagener Chaussee -
Botzow (Bo6tzowbahn)

» Berlin-Schéneberg Betriebsbahnhof - Abzweig-
stelle Verbindung Dresdner- und Potsdamer Bahn

» Berlin Potsdamer Platz - Potsdam Griebnitzsee
(Potsdamer Stammbahn)

» Berlin-Halensee Sudkopf - Berlin-Tempelhof -
Berlin-Neukolln - Abzweigstelle Treptower Park
(Ferngleise)

Die EVG begrufBt das Vorhaben, die Siemensbahn
zUgig wiederaufzubauen. Aus Kapazitatsgrinden
sollte diese aber mittelfristig Uber eigene Bahnsteige
auf dem S-Bahn-Ring flihren. Der Berliner Auf3en-
ring sollte um einen dauBeren S-Bahn-Ring erganzt
werden.
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V.

Elektrifizierung

Die Dekarbonisierung des Verkehrssektors erfordert
auch eine umfassende Elektrifizierung des Eisen-
bahnnetzes. Doch weil der Ausbau viel zu langsam
vorangeht, besteht dringender Handlungsbedarf.
Der Bund hat angeklindigt, die Elektrifizierung des
Schienennetzes zu beschleunigen. Auch die Lander
sind gefordert, ihren Beitrag zu leisten.

Die EVG favorisiert die energieeffiziente Strecken-
elektrifizierung, denn nur damit stehen bei Stérun-
gen und BaumaBnahmen nutzbare Umleitungen zur
Verfligung.

Der Senat kann Elektrifizierungsvorhaben auf3er-
halb des Bundesverkehrswegeplans unterstitzen.
Unter anderem fir solche Projekte hat der Bund das
Budget des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes
(GVFG) aufgestockt.

Ausbau

Berlin wachst und das Schienennetz muss mit-
wachsen. Durch zusatzliche Kapazitaten, mehr-
gleisige Ausbauten, weitere Park and Ride-Anlagen
und Streckenverlangerungen kann vor allem der
Regional- und S-Bahn-Verkehr sinnvoll erweitert
werden. Ziel ist ein leistungsfahigeres und resiliente-
res Netz, das dem Mobilitatsbedarf der Hauptstadt-
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Elektrifizierungsllicken, die aus unserer Sicht in den
nachsten Jahren geschlossen werden sollten, sind
insbesondere:

» Berlin-Neukolln - Berlin-Baumschulenweg

» Biesdorfer Kreuz Std-Ost - KUstrin-Kietz - Bundes-
grenze

» Abzweigstelle Berlin-Halensee Nordkopf - Berlin
Sudkreuz - Treptower Park

» Abzweigstelle AttilastraBBe - Berlin-Tempelhof

» Berlin-Grunewald - Abzweigstelle Berlin-Halensee
Sudkopf

Daruber hinaus sollte das Stromsystem der Berliner
S-Bahn u. a. mit zusatzlichen Unterwerken aus-
gebaut werden, um die Stromversorgung bei dichte-
ren Takten sicherzustellen.

Region gerecht wird. Dazu gehort die Fortfihrung
des Projekts i2030 unter anderem mit Umsetzung
aller AusbaumaBnahmen im Berliner S-Bahn-Netz.
Zudem ist eine Verbesserung der Verbindungen

nach Polen fur Personen- und Guterverkehre, auch
unter dem Gesichtspunkt der Redundanz bei Stérun-
gen und baubedingten Sperrungen, erstrebenswert.



&. SCHIENENGUTERVERKEHR

Von allein kommen nicht mehr Giiter auf die Schiene. Dafiir braucht es eine verlissliche
Infrastruktur, faire Wettbewerbsbedingungen und Unterstiitzung fiir die Giiterbahnen.
Was jetzt notwendig ist, liegt auf der Hand: Riickbau stoppen, Kapazititen ausbauen
und den Schienengiiterverkehr gezielt stirken.

Gleisanschlusse fur Industrie- und Logistikstand-
orte mussen in der Flachen- und Verkehrsplanung
verbindlicher Standard werden, damit mehr Guter
auf die Schiene verlagert werden kénnen. Daflr sind
gezielte Landesforderungen fur Guterverkehrsstellen
ebenso notwendig wie der dauerhafte Erhalt der
bestehenden Infrastruktur.

Auch Reaktivierung und Ausbau von Glterumschlag-
platzen mussen jetzt angestoBBen werden. Machbar
sind Anlagen

» am ehemaligen Flughafen Tegel,

» auf dem Gelande des aufgegebenen Container-
bahnhofs an der Frankfurter Allee,

» in Pankow beim ehemaligen Bahnbetriebswerk

» sowie an der Berliner-Ringbahn.

Von hier aus kann eine Feinverteilung der mit

der Bahn angelieferten Guter per E-Lkw sowie S-,
U- und StraBenbahnen erfolgen. Fur weitere vielver-
sprechende Standorte sollte der Senat eine Mach-
barkeitsstudie beauftragen, die die 10 Umschlag-
standorte mit dem gréBten Potenzial und einer

schnellen Umsetzbarkeit identifiziert.

Das Land Berlin sollte dem Beispiel Baden-Wurt-
tembergs folgen und ebenfalls Railcoaches als
unternehmensunabhangige Ansprechpartner fur
die Verkehrsverlagerung auf die Schiene finanzieren.
Sie treiben die Reaktivierung von Strecken voran,
unterstlitzen bei der Anbindung von Industrie- und
Logistikstandorten sowie bei der Entwicklung von
Verladepunkten und gewinnen Unternehmen fir
den Schienenguterverkehr.

Wichtig ist auch die Ausstattung von Umschlag-
terminals und Verladestellen mit Ladeinfrastruktur,
um den elektrischen Schienenguterverkehr und
E-Lkw sinnvoll zu verknupfen.

Daruber hinaus brauchen die Guterbahnen eine
aktive politische Unterstlitzung der Lander auf
nationaler und europaischer Ebene. Die Kapazitaten
des Schienennetzes flir den Glterverkehr mussen
durch Aus- und Neubau deutlich erhéht werden.
Gleichzeitig gilt es, die Rangierbahnhdfe als zentrale
Knotenpunkte einer klimafreundlichen Logistik
dauerhaft zu sichern.

Unterstiitzung fiir die Giiterbahnen

Die EVG hat den Masterplan Schienenverkehr des
Bundes mit erarbeitet, und unterstlitzt dessen Ziele
und MaBBhahmen. Die folgenden Vorhaben sind fur
den Schienenglterverkehr besonders wichtig und
sollten vorrangig umgesetzt werden.

» Infrastruktur: Die Bedarfsplanmittel flr den
Aus- und Neubau der Bundesschienenwege
mussen auf mindestens 4 Milliarden Euro pro Jahr
aufgestockt werden. Darliber hinaus sollte der
Bund die Férderung von Gleisanschllissen und
Umschlagbahnhofen vereinfachen, mehr Mittel
bereitstellen und die Umsetzung beschleunigen.

» Entlastung: Die Mehrfachbelastung aus Strom-
steuer und Emissionshandel flr den elektrischen
Schienenverkehr muss entfallen, denn die von
den Schienenbahnen in Deutschland zu zahlende
Stromsteuer ist die mit Abstand hoéchste in

Europa. Deshalb fordern wir die Absenkung auf
das von der EU erlaubte Mindestmag.

» Forderung: Die FérdermaBnahmen im Einzel-
wagenverkehr sowie bei den Trassenpreisen mus-
sen finanziell besser ausgestattet und dauerhaft
verstetigt werden, damit die klimaschonenden
Guterbahnen im Wettbewerb mit dem Lkw-Ver-
kehr mithalten kdnnen und die StraBBen entlastet
werden.

» Digitalisierung: Das europaische Zugbeein-
flussungssystem ETCS soll innerhalb der nachsten
15 Jahre in Deutschland flachendeckend ein-
geflihrt werden. Neben der Infrastrukturaus-
ristung entstehen auch Kosten von mehreren
hunderttausend Euro pro Triebfahrzeug. Ohne
diese Fahrzeugausriistung kénnen die Vorteile von
ETCS nicht genutzt werden, daher muss der Bund
auch die Digitalisierung der Fahrzeuge finanzieren
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Riesen-Lkw schaden Verkehrswende

Das Bundesverkehrsministerium untersttitzt die Die EVG lehnt den Einsatz von Riesen-Lkw grund-
Zulassung von UbergroB3en Lkw auf immer mehr satzlich ab, denn sie verlagern Transporte von der
Strecken. Doch die Bundesldander entscheiden vorab Schiene zurlick auf die StraB3e, sind klimaschadlich
daruber, ob StraBenabschnitte freigegeben werden. und eine Gefahr flir andere Verkehrsteilnehmer. Die

Probleme und Risiken, die diese gro3en Fahrzeuge
Bisher hat das Land Berlin Uberlange und uber- verursachen, werden auf das Fahrpersonal und die
schwere Lkw auf seinem StraBBennetz nicht zu- StraBennutzer:innen abgewalzt.

gelassen. Nun sollen jedoch um 1,38 m langere Lkw
in Berlin auf allen StraBBen erlaubt werden. Dabei ist
die Stadt ist bereits stark mit Lkw-Verkehren be-
lastet.
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5. FACHKRAFTEOFFENSIVE

Der Eisenbahnbetrieb erfordert hohe Professionalitidt und groBes Engagement, damit
Reisende und Giiter sicher beférdert werden. Dafiir muss das Personal in Betrieb, In-
standhaltung und Kundenbetreuung gut ausgebildet sein und das System Eisenbahn
umfassend kennen. Der Einsatz von angelernten Kriften oder Beschiftigten mit Funkti-
ons-, aber ohne Berufsausbildung kann deshalb nur eine Ubergangslésung sein.

Die Arbeitsplatze und Arbeitsbedingungen bei Bahn
und Bus werden zunehmend unsicherer. Die Be-
schaftigten - die oft Schichtdienst leisten, lange von
zu Hause weg sind und an Nacht- und Wochenenden
arbeiten - stehen regelmaBig vor Veranderungen,

die Jobverlust, Umzug oder Einkommenseinbuf3en
bedeuten kdnnen. Um die hohe Einsatzbereitschaft
zu sichern und den Betrieb verlasslich zu machen, ist
es wichtig, gute Rahmenbedingungen zu schaffen.
Wir fordern daher:

» Stédrkung der dualen Berufsausbildung: Eine
Vielzahl der Betriebe hat angekilindigt, die Aus-
bildungszahlen zu senken. Gleichzeitig gehen
in den kommenden Jahren viele Beschaftigte in
den Ruhestand. Daher sollte jetzt wieder offensiv
fur die Ausbildung im Verkehrssektor geworben
werden.

» Ausbildungsverpflichtung in Vergabever-
fahren: Da bei den Vergabeverfahren im SPNV
jahrelang vor allem die Kostensenkung im Vorder-
grund stand, haben viele Bieter nicht selbst aus-
gebildet und konnten so billiger kalkulieren. Der
Personalbedarf wurde oft durch Abwerbung von
anderen Unternehmen gedeckt. Das funktioniert
heute nicht mehr, und haufig scheitern Betreiber-
wechsel an fehlendem oder nicht ausgebildetem

Personal. Deshalb fordern wir Ausbildungsver-
pflichtungen in Ausschreibungen.

» Tariftreue und faire Vergabeverfahren: Arbeits-

platzsicherheit, angemessene Bezahlung und
gute Arbeitsbedingungen sind entscheidend, um
Beschaftigte fur den SPNV gewinnen und halten
zu kénnen. Tariftreue, Anspruch auf Ubernahme
fr alle Beschaftigten beim Betreiberwechsel und
Schutz vor EinkommenseinbuBBen miussen kuinftig
der Standard bei Vergaben sein.

» Landeraktivititen: Nach dem Vorbild Bayerns

sollte ein landesweiter ,Runder Tisch Fach-
krafte-Offensive* zu Aufmerksamkeit und einem
positiven Bild fur die Eisenbahnbranche als
Beschaftigungsbereich beitragen, z. B. auch durch
einen landesweiten Eisenbahntag mit 6ffentlich-
keitswirksamen Aktionen der Unternehmen
(Jobmessen, Tage der offenen Tur etc.) und einem
gemeinsamen Internetauftritt. Der SPNV-Auf-
gabentrager, Betriebsrate und Gewerkschaften
sollten daran beteiligt werden. Der Senat kann
solche Initiativen koordinieren sowie politisch und
materiell unterstutzen. Dartuber hinaus sollten die
Oberstufenzentren mit zusatzlichen Mitteln fur
dringend bendtigte Raumlichkeiten und Lehr-
krafte ausgestattet werden.

EVG - Anforderungen an die Verkehrspolitik in Berlin | 15



Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG)
Geschiftsstelle Berlin
ReinhardtstraBe 23 - 10117 Berlin



	VORWORT
	1. TARIFTREUE UND VERGABE
	2. NAH- UND REGIONALVERKEHR
	3. SCHIENENINFRASTRUKTUR
	4. SCHIENENGÜTERVERKEHR
	5. FACHKRÄFTEOFFENSIVE

